Stellungnahme des Naturschutzbundes Deutschland, 
NABU Landesverband Sachsen-Anhalt e. V., 

zur Novellierung des Wassergesetzes LSA

Der NABU Sachsen-Anhalt gibt zum vorliegenden Entwurf der geplanten Änderung des WG LSA folgende Hinweise und Anregungen:

Zu § 2 b Bewirtschaftungsziele 

§ 2 b verweist hinsichtlich der Begriffsbestimmungen („guter ökologischer  und chemischer Zustand“, „gutes ökologisches Potential und guter chemischer Zustand“, „Gewährleistung des Gleichgewichts zwischen Grundwasserentnahme und Grundwasserneubildung sowie guter mengenmäßiger und chemischer Zustand“) lediglich auf die Bestimmungen des WHG. Die entsprechenden Bestimmungen im WHG, also §§ 25 a Abs. 2, 25 b Abs. 1 S. 2 und 33 a 
Abs. 2, beauftragen jedoch den Landesgesetzgeber, hier entsprechende Anforderungen festzulegen. Durch die Rückverweisung entzieht sich der Landesgesetzgeber diesen Anforderungen und macht es damit dem NABU außerdem unmöglich, die entsprechenden Anforderungen zu bewerten. 
Auch der Begriff des erheblich veränderten oberirdischen Gewässers muss im Rahmen des Gesetzgebungsverfahrens präzisiert werden. 
Sofern für diese Fälle untergesetzliche Regelungen erarbeitet werden sollen (einen entsprechenden Verweis enthält das Gesetz bisher nicht), wird darum gebeten, die Umweltverbände rechtzeitig zu beteiligen. 
Zu § 67 Umsetzung des Rechts der Europäischen Gemeinschaften 

Bereits die Vorgängervorschrift des § 67 WG LSA entspricht nicht den europarechtlichen Anforderungen. Jedenfalls bei denjenigen Bestimmungen, die nicht lediglich untergesetzliche Konkretisierungen von bereits in formellen Gesetzen vorhandene Anforderungen sind, reicht die Umsetzung in einer Rechtsverordnung nicht. Vielmehr müssen die grundlegenden Anforderungen aus den Richtlinien in einem formellen Gesetz umgesetzt werden. Eine Rechtsverordnung gewährleistet nicht die rechtliche Stabilität eines formellen Gesetzes, da sie ohne Beteiligung des Parlaments und sehr schnell geändert werden kann. 
Zu § 69 Gewässer erster Ordnung 

§ 69 Abs. 3 dürfte rechtswidrig sein. Gewässer erster Ordnung sind Gewässer, die eine erhebliche wasserwirtschaftliche Bedeutung haben. In § 69 Abs. 3 wird festgestellt, dass die genannten Tagebaurestseen erhebliche wasserwirtschaftliche Bedeutung haben, so dass sie per Gesetz als Gewässer erster Ordnung zu klassifizieren sind. 
Zu § 96 Überschwemmungsgebiete 

Die Regelung ist unklar. § 96 Abs. 1 enthält eine Legaldefinition der Überschwemmungsgebiete, § 96 Abs. 2 verweist auf die Festsetzung von Überschwemmungsgebieten durch Verordnung. Es wird angeregt, klarzustellen, ob es sich bei § 96 Abs. 2 um einen konstitutive oder lediglich eine deklaratorische Festsetzung handelt, jedenfalls was die Festsetzung der Überschwemmungsgebiete als solche angeht. 
Für den Fall, dass es sich bei der Regelung in § 96 Abs. 2 um die konstitutive Festsetzung von Überschwemmungsgebieten handelt, wird darum gebeten, in das Gesetz eine Regelung aufzunehmen, wonach die Verbände in diesem Verfahren zu beteiligen sind. Zwar ergibt sich dies nach Rechtsauffassung des NABU bereits aus der Regelung in § 60 Abs. 2 Nr. 1 BNatSchG, allerdings wird zur Vermeidung von unterschiedlichen rechtlichen Standpunkten angeregt, dies im WG LSA festzuschreiben. 
Zu § 97 Freihaltung der Überschwemmungsgebiete 

Nach dieser Bestimmung soll es zulässig sein, Überschwemmungsgebiete dann nicht freizuhalten, wenn überwiegende Gründe des Wohls der Allgemeinheit entgegenstehen. Gleiches gilt für die Wiederherstellung von früheren Überschwemmungsgebieten. 
Es wird darauf hingewiesen, dass der Begriff des überwiegenden Wohls der Allgemeinheit sehr weit gefasst ist und hierunter alle nur vernünftigen Erwägungen des Gemeinwohls fallen. Aus diesem Grund besteht im Einzelfall kaum Einflussmöglichkeit, wenn von der Behörde das Überwiegen der Allgemeinwohlgründe festgestellt wird. Da es sich bei der Freihaltung von Überschwemmungsgebieten, wie die Flutkatastrophen der letzten Jahre gezeigt haben, um einen überragenden Allgemeinwohlbelang handelt, wird beantragt, anstatt der überwiegenden Allgemeinwohlgründe zwingende Allgemeinwohlgründe in das Gesetz aufzunehmen, damit die Voraussetzungen, unter denen in Überschwemmungsgebiete eingegriffen werden kann, deutlich höher angesetzt werden als dies derzeit im Gesetz vorgesehen ist. 
Außerdem wird auch in diesem Zusammenhang beantragt, die Ausnahmetatbestände, die in 
§ 97 Abs. 1 genannt sind, an ein förmliches Ausnahmeverfahren anzugliedern und hierbei die Umweltverbände zu beteiligen. 
Zu § 131 Ausbau und Unterhaltung, Deichschau 

Die Bestimmung, dass für die Wiederherstellung des ordnungsgemäßen Zustandes eines Deiches oder Dammes kein Planfeststellungsverfahren erforderlich ist, ist mit Bundesrecht nicht vereinbar. § 31 Abs. 2 S. 1 und 2 WHG legen abschließend fest, unter welchen Voraussetzungen die Veränderungen eines Dammes planfeststellungspflichtig sind. Danach kommt es ausschließlich auf die Frage an, ob es sich bei der Veränderung eines Dammes entweder um eine wesentliche Umgestaltung des Ufers eines Gewässers handelt, oder um die wesentliche Umgestaltung eines Deich- oder Dammbauwerks, das den Hochwasserabfluss beeinflusst. 

Weitere einschränkende Kriterien, die der Entwurf des WG vorsieht, kennt das Bundesrecht nicht.
§ 31 Abs. 2 WHG ist eine unmittelbar wirkenden Vorschrift, die nicht durch Landesrecht eingeschränkt werden kann. 
Sollte die Vorschrift so, wie dies jetzt vorgesehen ist, verwirklicht werden, werden sich die Umweltverbände bei künftigen Deichbaumaßnahmen auf ihr Beteiligungsrecht aus § 60 Abs. 2 Nr. 6 BNatSchG berufen und die Beteiligung für das an sich erforderliche Planfeststellungsverfahren einfordern. Der Landesgesetzgeber ist aufgefordert, hier von vorn herein eine rechtmäßige Situation herzustellen, damit es nicht zu unnötigen Rechtsstreitigkeiten kommen muss. 
Gleiches gilt für die neu aufgenommen Bestimmungen zur Unterhaltung der Deiche in § 131 Abs. 5 WG LSA. Danach sollen u. a. die Freihaltung von Strauchwerk und Bäumen und die Einschränkung schädlicher Beschattung zur bloßen Unterhaltung eines Deichs gehören und damit ebenfalls nicht einem beteiligungspflichtigen Verfahren unterliegen. Auch hier ist festzustellen, dass die Frage, ob es sich um einen wesentlichen Gewässerausbau im Sinne des 
§ 31 Abs. 2 S. 1 und 2 WHG handelt, ausschließlich nach Bundesrecht entschieden wird. Die derzeit vorgesehene Bestimmung bürgt die Gefahr, dass in erheblichem Umfang Bäume und Sträucher entfernt werden, ohne dass die Umweltverbände hierauf Einfluss haben. Gerade bei der Entfernung von Bäumen ist ein vorangehendes Genehmigungsverfahren mit Beteiligung der Verbände unbedingt erforderlich, da die Fällung von Bäumen ansonsten innerhalb weniger Stunden erfolgt und zu irreparablen Umweltschäden führen kann. 
Im Unterschied zu Unterhaltungsmaßnahmen, wo eine Pflicht der Verbände zur Beteiligung im Einzelfall zu prüfen ist, ist die Beteiligung beim Ausbau von Deichanlagen zwingend. Das ergibt sich aus § 31 Abs. 2 WHG, der daraus folgenden Pflicht zur Planfeststellung und der entsprechenden Beteiligungsregel nach § 60 Abs. 2 Nr. 6 BNatSchG.
Damit ist von entscheidender Bedeutung, ob eine Maßnahme als Unterhaltung oder Ausbau der Deichanlage zu qualifizieren ist. Als Unterhaltung können nur Maßnahmen von relativ geringer Intensität gelten. Dies ergibt sich schon aus dem WG LSA selbst. Zwar ist dort keine konkrete Definition der Begriffe zu finden. § 131 Abs. 1 WG LSA nennt als Unterfall des Ausbaus die wesentliche Umgestaltung. Als Unterhaltungsmaßnahmen finden sich in 
§ 131 Abs. 5 WG LSA als erstes die Pflege der Grasnarbe, weiter die Beseitigung von Schadstellen und die Erhaltung des Deichprofils. Es geht hier also um Pflegemaßnahmen und geringfügige Reparaturen. In Abgrenzung zur Unterhaltung sind danach alle Maßnahmen, die nicht offenkundig geringfügig sind, als wesentliche Umgestaltung und damit als Ausbau zu werten.
Die Neureglung würde zu einer mit Bundesrecht nicht vereinbaren Ausweitung des Unterhaltungsbegriffs führen.
Dieser Befund wird durch Rechtsprechung und Literatur bestätigt. Dazu sind ohne weiteres die Erkenntnisse zu Unterhaltung und Ausbau von Gewässern heranzuziehen. Die Problemstellung ist für Gewässer- und Deichausbau identisch, was der Gesetzgeber durch 
§ 31 Abs. 2 WHG zum Ausdruck gebracht hat. Zur Verdeutlichung ein paar Zitate aus Literatur und Rechtsprechung:
VG Karlsruhe – Beschluss vom 25. Oktober 1993 zum Aktenzeichen 3 K 307/92:
„Eine Maßnahme ist auch dann Ausbau, wenn sie lediglich der Erhaltung des Gewässers in einem ordnungsmäßigen Zustand dienen soll. Ein Ausbau liegt auch dann vor, wenn mit dieser Maßnahme ein früherer Zustand wiederhergestellt werden soll, zumindest dann, wenn der geänderte Zustand sich so verfestigt hat, dass er als ‚natürlich’ angesehen werden muss.“ 
Zitiert nach Natur und Landschaft, 69. Jahrgang (1994), Heft 5
Czychowski, Wasserhaushaltsgesetz, 7. Auflage:
„Die Unterhaltung zielt darauf ab, einen ordnungsmäßigen Zustand zu erhalten. [...] Maßgebend ist der Zustand, in dem sich das Gewässer tatsächlich seit längerer Zeit befindet.“

(§ 28, Rn. 12, mit weiteren Nachweisen)
„Die Herstellung eines Zustandes, der bei den Unterhaltungsarbeiten lange Zeit nicht aufrechterhalten wurde, ist Ausbau und bedarf der Planfeststellung.“

(§ 28, Rn. 12, m. w. N.)
„Eine Umgestaltung ist wesentlich, wenn sie den Zustand in einer [...] in sonstiger Hinsicht (z.B. Naturhaushalt, äußeres Bild der Landschaft) bedeutsamen Weise ändert. [...] Das Wort „wesentlich“ bedeutet lediglich, dass unwesentliche und offensichtlich nicht ins Gewicht fallende Maßnahmen kein Ausbau sind.“
(§ 31, Rn. 8, m. w. N.)
Sowohl das Fällen von Bäumen als auch der Ausbau von Deichverteidigungswegen fällt damit nicht mehr unter den Begriff der Deichunterhaltung.
Die Bestimmung in § 131 Abs. 6 WG LSA, wonach erforderliche Maßnahmen zur Erhaltung eines ordnungsgemäßen Zustandes „so weit wie möglich“ abzustimmen und in einer Niederschrift niederzulegen sind, ist zu unbestimmt und nicht vollzugsfähig. Es gibt keinen Grund dafür, warum nicht sämtliche Maßnahmen, die hier erforderlich sind, bestimmt und in der Niederschrift niedergelegt werden. Insgesamt wird damit die erforderliche Kontrolle der Maßnahmen, die vorgenommen werden sollen, faktisch unmöglich gemacht. 
Es wurde bereits darauf hingewiesen, dass das Herstellen eines ordnungsgemäßen Zustands mit planfeststellungspflichtigen Maßnahmen einhergehen kann, so dass die vorherige Kontrolle dessen, was gemacht werden soll – unter Einbeziehung der Umweltverbände – zwingend erforderlich ist, um festlegen zu können, in welchem Verfahren die Maßnahmen stattfinden müssen bzw. ob hier eine Beteiligung der Verbände erforderlich ist. 
Zu § 133 Benutzung der Deiche  

Die Bestimmung in § 133 Abs. 2, wonach Eigentümern und Nutzungsberechtigten von in Deichschutzstreifen gelegenen Grundstücken automatisch die Ausnahme für die Benutzung des Deiches erteilt wird, birgt die erhebliche Gefahr, dass dort ohne entsprechende Kontrollmöglichkeit der Behörde umfangreiche Änderungen vorgenommen werden. Die Einschränkung, dass diese Ausnahme lediglich im Rahmen der gewöhnlichen Grundstücksnutzung liegt, ist nicht geeignet, tatsächlich eine Begrenzung vorzunehmen. Zum einen handelt es sich nicht um einen Begriff, dessen Umfang sich aus dem Wortlaut oder aus einer rechtlichen Praxis heraus erschließt. Zum anderen kann die gewöhnliche Grundstücksnutzung beispielsweise bei Gewerbebetrieben so weitgehend sein, dass es zu einer erheblichen Beeinträchtigung des Deiches führt, wenn Veränderungen in diesem Rahmen vorgenommen werden. 

Zu § 134 Schutz der Deiche

Die Bestimmung in § 134 Abs. 1, wonach die Unterhaltung der Deiche zur Sicherung ihrer Schutzfunktion stets Vorrang vor naturschutzfachlichen Zielstellungen hat (Gleiches wird nochmals für den Deichausbau geregelt), ist rechtswidrig. Bei Schutzgebieten nach Naturschutzrecht hat immer eine Abwägung mit der Maßnahme im Einzelfall stattzufinden. Die Möglichkeit, beispielsweise von Festsetzungen eines Naturschutzgebietes Ausnahmen oder Befreiungen zuzulassen, steht unter dem Vorbehalt einer Einzelfallprüfung. Das Wasserrecht würde hier die Einzelfallprüfung, die nach Bundesrecht für Naturschutzgebiete und andere Schutzgebiete zwingend vorgeschrieben ist, komplett außer Kraft setzen. 
Zu den Neuregelungen im NatSchG LSA

Die Regelungen in § 18 Abs. 4 NatSchG LSA und § 38 Abs. 4 S. 2 NatSchG LSA (jeweils Entwurf) sind rechtswidrig. Hierauf wurde in der Stellungnahme zum NatSchG bereits ausdrücklich verwiesen. Dies wird wie folgt ergänzt: 
§ 18 Abs. 4 NatSchG LSA-E Eingriffe in Natur und Landschaft
Pflege- und Unterhaltungsmaßnahmen an Deichen, Dämmen und anderen Hochwasserschutzeinrichtungen sowie die Wiederherstellung eines ordnungsgemäßen Zustandes nach einem Schadensfall auf der vorhandenen Trasse stellen keinen Eingriff dar.

Gemäß § 18 Abs. 4 BNatSchG n.F. können die Länder zwar bestimmen, dass Veränderungen bestimmter Art nicht als Eingriffe anzusehen sind, wenn sie im Regelfall nicht zu einer Beeinträchtigung der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts oder des Landschaftsbildes führen. Diese sog. Negativlisten stellen dabei nur widerlegbare Vermutungen dar (BVerwGE 85, 348, 354), vgl. Gassner/Bendomir-Kahlo/Schmidt-Räntsch, Kommentat zum BNatSchG, § 18 Rndr. 16. Entgegen der Regelung des § 18 Abs. 4 NatSchG LSA-E wird deshalb mit diesen sog. Negativlisten nicht zum Ausdruck gebracht, dass in jeder Fallkonstellation das Vorliegen eines naturschutzrechtlichen Eingriffs ausgeschlossen ist.
Die Vorschrift des § 18 Abs.4 NatSchG LSA-E verstößt damit gegen Bundesrecht.
§ 38 Abs. 4 S. 2 Gesetzlich geschützte Biotope
Der gesetzliche Biotopschutz des Abs. 1 gilt nicht für Maßnahmen und Handlungen zur Unterhaltung und Aufrechterhaltung der Funktionsfähigkeit von Deichen und Dämmen.
Gemäß § 30 Abs. 2 BNatSchG n.F. können die Länder Ausnahmen vom gesetzlichen Biotopschutz zulassen, wenn die Beeinträchtigungen der Biotope ausgeglichen werden können oder die Maßnahmen aus überwiegenden Gründen des Allgemeinwohls notwendig sind. Die Behörde hat insoweit also eine – wenn auch gebundene - Ermessensentscheidung zu treffen, d.h. sofern die Gründe für eine Ausnahmegenehmigung vorliegen, muss diese auch erteilt werden (vgl. Gassner/Bendomir-Kahlo/Schmidt-Räntsch, Kommentar zum BNatSchG, § 30 Rndr. 18).
Wenn die Vorschrift des § 18 Abs. 4 NstSchG LSA-E aber ohne jegliche Prüfung den gesetzlichen Biotopschutz bei Maßnahmen an Deichen und Dämmen ausschließt, geht sie damit über den bundesgesetzlichen Rahmen, den § 30 Abs. 2 BNatSchG n.F vorgibt, unzulässigerweise hinaus.
Zu §§ 183 ff. Maßnahme, Programm und Bewirtschaftungsplan

Im Entwurf des Wassergesetzes ist nicht ausdrücklich geregelt, dass die Umweltverbände hier gesondert zu beteiligen sind. Dies dürfte sich nach Auffassung des Verbandes zwar bereits aus § 60 Abs. 2 Nr. 1 BNatSchG ergeben, allerdings wird auch hier um entsprechende Klarstellung im Gesetz gebeten. 
Magdeburg, den 4. Juni 2004
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